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Bei der Kommunalwahl 2004 erhielt die da-
malige PDS in den zum Verbandsgebiet des 
Regionalverbandes Ruhr gehörenden kreis-

freien Städten und Landkreisen 3% der Stimmen. 
Mit diesem Ergebnis erhielten wir zwei stimmbe-
rechtigte Mandate in der Verbandsversammlung 
des RVR. Kurz nach der Kommunalwahl stellte 
eine Mitgliederversammlung der PDS im Ver-
bandsgebiet daraufhin das erste Mal eine Liste 
für die Verbandsversammlung auf. Zeitgleich mit 
den beiden Landschaftsverbänden und drei der 
fünf Regionalräte konnte die PDS damit das erste 
Mal in einer überörtlichen Vertretung in NRW tätig 
werden.
Mit zwei Mitgliedern konnten wir nach dem neu-
en RVR-Gesetz eine Fraktion bilden. Die Fraktion 
konnte eine Geschäftsstelle mit einer halben Stel-

le einrichten und in alle Ausschüsse Mitglieder 
mit beratender Stimme entsenden. Kurz nach der 
Landtagswahl 2005 vereinbarten die PDS und die 
Wahlalternative Soziale Gerechtigkeit (WASG) die 
Zusammenarbeit zur Bundestagswahl. Die PDS 
nannte sich in Linkspartei.PDS um.
Die Fraktion der Linkspartei.PDS hat diese Zu-
sammenarbeit von Anfang an aktiv gefördert und 
benannte im November 2005 in Absprache mit 
dem Landesvorstand der WASG Jürgen Klute aus 
Herne als Mitglied mit beratender Stimme für den 
Kultur- und Sportausschuss des RVR.
Die Ausschüsse waren ab diesem Zeitpunkt stabil 
mit folgenden Personen besetzt, die ganz bewusst 
aus verschiedenen Städten und Landkreisen im 
Ruhrgebiet kamen:

Fraktion DIE LINKE im 
Regionalverband Ruhr (RVR) 
Tätigkeitsbericht 2004 – 2009 (Stand: August 2009)

Die Fraktion DIE LINKE In der Verbandsversammlung.
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Mitglied Stellvertreter/in

Betriebsausschuss Rou-
te der Industriekultur

Tomas Grohé (Gelsenkirchen) Jürgen Klute (Herne)

Betriebsausschuss RVR 
Ruhr-Grün

Dirk Hooymann (Moers, Kreis 
Wesel)

Udo Gabriel (Selm, Kreis Unna)

Kulturausschuss Jürgen Klute (Herne) Gudrun Erfurt (Gladbeck, Kreis Recklinghausen)

Planungsausschuss Tomas Grohé (Gelsenkirchen) Karl Krämer (Dortmund)

Rechnungsprüfung Anja Faber (Dortmund)

Umweltausschuss Udo Gabriel (Selm, Kreis Unna) Dirk Hooymann (Moers, Kreis Wesel)

Wirtschaftsausschuss Wolfgang Freye (Essen) Wolf Stammnitz (Dortmund)

Zusätzlich gab es bis 2008 den Vorstand des RVR, 
in dem die Oberbürgermeister, Landräte und Frak-
tionsvorsitzenden vertreten waren. Nach der Än-
derung des RVR-Gesetzes durch die schwarz-gelbe 
Mehrheit im Landtag wurde der Vorstand 2008 
durch einen Verbandsausschuss ersetzt, der dem 
Hauptausschuss der Räte und Kreistage entspricht. 

Die Zusammenarbeit in der Fraktion lief von An-
fang an reibungslos und sehr solidarisch. 

Obwohl der RVR als Verband „stürmische Zeiten“ 
erlebte und bis heute Schwierigkeiten hat, Fuß zu 
fassen, gab es keine ernsthaften politischen oder 
persönlichen Differenzen in der Fraktion.

Rainer Kaufmann vom Atelier 
„Gelbes Haus“ in engagierter 
Diskussion bei der Konferenz zur 
Kulturhauptstadt am 2.5. 2009.
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Förderturm des Berg-
baumuseums in Bochum. 
Die Folgen der geplanten 

Schließungen im Bergbau 
wurden von der Fraktion 

DIE LINKE im RVR mehrfach 
zum Thema gemacht.

Politische Arbeit und 
thematische Schwerpunkte

Einen guten Überblick über unsere politische 
Arbeit und thematischen Schwerpunkte bie-
ten die Pressemitteilungen und Anträge der 

Fraktion, die auf der Webseite www.dielinke-rvr.de 
übersichtlich dokumentiert sind. Die wichtigsten 
Themen werden hier noch einmal aufgeführt.

Ruhrgebiet braucht politische Klammer

Der Regionalverband Ruhr ist der älteste deut-
sche Kommunalverband. Er wurde 1921 als Sied-
lungsverband Ruhrkohlenbezirk gegründet, um 
erstmals eine städteübergreifende Planung im 
Ruhrgebiet zu ermöglichen. Seine Aufgaben ha-
ben sich seitdem mehrfach geändert. 1969, mit 
der Umbenennung in Kommunalverband Ruhr, 
wurden sie deutlich „abgespeckt“, die Regional-
planung wurde den Regierungspräsidenten über-
tragen. 
Mit dem RVR-Gesetz 2004 wurde der Verband in 
Regionalverband Ruhr umbenannt und erhielt wie-

der mehr Aufgaben, wie die städteübergreifende 
Wirtschaftsförderung und die Übernahme der bis 
dahin vom Land getragenen „Route der Industrie-
kultur“, d.h. der Industrie-Denkmäler wie Revier-
park Meiderich, Zeche Zollverein usw. 
Nach der Kommunalwahl erhält der RVR wieder 
die Zuständigkeit für die Regionalplanung. Sie 
wird aus der Zuständigkeit der Regierungspräsi-
denten und Regionalräte herausgenommen.
Die Fraktion DIE LINKE im RVR hat die Stärkung 
des RVR stets unterstützt und die Schwarz-Gelbe 
Landesregierung vor allem darin kritisiert, dass 
sie nicht konsequent genug vorgeht. Konsequent, 
das wäre eine politische Aufwertung des RVR und 
seiner Verbandsversammlung durch die Direkt-
wahl der Mitglieder der Verbandsversammlung 
und des Regionaldirektors. Dadurch würde die 
Bedeutung des Verbandes als politische Klammer 
für das Ruhrgebiet und politische Vertretung der 
Region deutlich aufgewertet.
Das Ruhrgebiet braucht eine politische Klam-
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mer, es kann aus Sicht der Fraktion DIE LINKE im 
RVR die Folgen des Strukturwandels, überdurch-
schnittliche Arbeitslosigkeit, ein Wegbrechen ge-
rade der letzten industriellen Betriebe wie Nokia 
oder unter Umständen sogar Opel Bochum, nur 
gemeinsam meistern. Auch international wird 
wirtschaftliche Entwicklung immer mehr in Regi-
onen stattfinden, und nicht so sehr in einzelnen 
Städten.
Klar ist: Ein Etikett „Metropole Ruhr“ reicht nicht 
aus, um die Zusammenarbeit der Region zu för-
dern. Im Gegenteil, die Fraktion DIE LINKE im RVR 
hat diesen Begriff immer hinterfragt und verwen-
det ihn nicht. Zum einen weil wir keine Orientie-
rung auf die Zentren wollen, und das steckt im 
Metropolen-Begriff, zum anderen weil eine Regi-
on, die es nötig hat, sich Metropole zu nennen, 
eigentlich nur deutlich macht, dass sie sich selbst 
noch nicht für eine hält. Zusammenarbeit muss 
gelebt werden, und davon ist die Region oft weit 
entfernt.

Mehr Transparenz bei der AGR

Die Abfallgesellschaft Ruhr mbH (AGR) war mehr-
mals und aus verschiedenen Gründen Schwer-
punkt unserer Arbeit. Zum einen ging es um die 
weit verzweigte Geschäftstätigkeit, die die 100 
%ige Verbandstochter von ihrem eigentlichen 
Kerngeschäft als regionaler Müllentsorger abge-
lenkt hat. Die Pleite des Nürnberger Bauunterneh-
mens Brochier hat die AGR selbst an den Rand 
der Insolvenz gebracht, da sie diesen entgegen 
allen wirtschaftlichen Sachverstandes aufgekauft 
hat. Die Fraktion DIE LINKE im RVR hat stark dazu 
beigetragen, dass der Skandal öffentlich wurde 
und mehr Transparenz hergestellt wurde.
Im Zusammenhang mit der Aufarbeitung der AGR-
Geschäfte und der Bilanzdarstellung der AGR ha-
ben wir und andere eine Strafanzeige gegen die 
Geschäftsführung der AGR wegen des Verdachts 
auf Bilanzfälschung gestellt. Die Ermittlungen wur-
den eingestellt, weil kein Vorsatz gesehen wurde. 
Diese mögliche Insolvenz wurde in einem jahre-
langen Kraftakt verhindert. Wir haben den Weg 
dahin mit konstruktiver Kritik begleitet und immer 
unterstützt, auch wenn wir Einzelmaßnahmen 
abgelehnt haben. So haben wir im Gegensatz 
zur Mehrheit der Grünen Fraktion immer gegen 
den Bau des Rohstoffrückgewinnugszentrums II 
(RZR II) gestimmt, also des inzwischen fertig ge-
stellten zweiten Brennofens der AGR in Herten.

Giftmülltransporte ins Ruhrgebiet 
verhindert

Zum zweiten Mal Gegenstand der Auseinander-
setzung wurde die AGR Anfang 2007, als bekannt 
wurde, dass der australische Chemiekonzern Ori-
ca 5000 Tonnen HCB-verseuchten Müll im RZR 
Herten verbrennen wollte. Die Diskussion führte 
dazu, dass wir gemeinsam mit den Grünen einen 
Antrag zur Verbandsversammlung am 12.3.2007 
gestellt haben, dies der AGR zu untersagen. Der 
Antrag wurde von CDU, FDP und der Mehrheit der 
SPD-Fraktion abgelehnt. Dennoch hat Landesum-
weltminister Eckhard Uhlenberg (CDU), unter 
dem Druck der Bürgerinitiative in Herten und der 
Umweltverbände am 15.6.2007 die Verbrennung 
des Giftmülls in Herten untersagt. Orica klagte 
zunächst gegen diese Entscheidung, hat aber 
im Mai 2009 die Klage zurückgezogen. Damit ist 
dieses Thema hoffentlich endgültig erledigt.

Ein weiteres Mal kam die AGR im Zusammenhang 
mit der Verbrennung von italienischem Müll in die 
Schlagzeilen. Im April 2008 versanken die italie-
nische Region Kampanien und insbesondere Nea-
pel im Müll. Im Rahmen von Nothilfe wurde auch 
Herten als Verbrennungsort für diesen Notstand 
in Erwägung gezogen. Gegen diese Nothilfe hat-
ten wir nichts einzuwenden, allerdings unter der 
Bedingung, dass es tatsächlich eine Ausnahme 
bleibt. Strittig war auch die Art des Abfalls: Wäh-
rend die Rede immer von Hausmüll war, kam über 
die Medien im Verlauf der Debatte immer mehr 
heraus, dass wohl auch radioaktive Abfälle darun-
ter waren. 2000t dieses Mülls sollen dennoch in 
Herten verbrannt werden.
Der letzte große Themenkomplex ist der CBL-Deal 
der AGR, bzw. des RZR in Herten. Der Verbren-
nungsofen RZR ist verkauft und zurück geleast 
worden. Aus diesem Geschäft ist die AGR mit 
einem blauen Auge und sogar kleinem Gewinn 
wieder herausgekommen. Das haben wir begrüßt. 
Allerdings nicht das Verfahren, in dem mit Dring-
lichkeitsentscheid und Intransparenz vorgegan-
gen wurde.

Kulturhauptstadt für die Elite?

Zum Thema Kulturhauptstadt Ruhr 2010 hat die 
Fraktion DIE LINKE im RVR sich intensiv an der 
Diskussion beteiligt und einige eigene Anträge 
gestellt. Wir haben hierzu zwei große Veranstal-
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tungen ausgerichtet, für die wir interessante Refe-
rent/innen gewinnen konnten.
Zur ersten Konferenz im März 2007, die den Ti-
tel „Kulturhauptstadt 2010 – Ein Jahr nur für die 
„Elite“ oder Entwicklungschance für die gesamte 
Region?“ trug, erschien z. B. Thomas Flierl, der 
ehemalige Berliner Kultursenator, und erläuterte 
die Vorstellungen der LINKEN zur Kultur. Georg 
Fuchs, Mitglied der KPÖ aus Graz referierte über 
das Kulturhauptstadtjahr 2003 und die zu spü-
renden Auswirkungen auf die Grazer Kultursze-
ne. Johannes Brackmann, Geschäftsführer des 
soziokulturellen Zentrums Grend in Essen-Steele 
und Vorsitzender des Essener Kulturbeirats for-
mulierte die Erwartungen der Soziokultur an die 
Kulturhauptstadt, Reiner Kaufmann und Hans van 
Ooyen vom Off-Art-Parlament Ruhr forderten die 
bessere Einbindung der freien Kulturszene in die 
Planungen der Kulturhauptstadt.
Während die erste Konferenz eher eine Bestands-
aufnahme der Planungen zur Kulturhauptstadt 
bis zu diesem Zeitpunkt und ein Statement dazu, 
wie DIE LINKE sich das Kulturhauptstadtjahr vor-
stellt war, hatte die zweite Konferenz im Mai 2009 
auch den Anspruch eigene Ideen und Projekte 
zu entwickeln. Sie stand unter dem Motto „Kul-
turhauptstadt 2010 – Was wird, was bleibt? Zwi-

schenbilanz zum Programm und eigene Projekte“ 
und wurde von der Fraktion DIE LINKE im RVR, 
sowie der Rosa-Luxemburg-Stiftung NRW e.V. und 
dem Kommunalpolitischen Forum NRW e.V. ver-
anstaltet.
Bei der zweiten Konferenz stellte sich der Ge-
schäftsführer der Ruhr.2010 GmbH Fritz Pleitgen 
der Diskussion. Frank Hont, Vorsitzender der bri-
tischen Gewerkschaft unison in der Region Eng-
land Nord-West berichtete über das Kulturhaupt-
stadtjahr 2008 und in Liverpool und was davon 
geblieben ist. Die Fraktion war im Oktober 2008 
drei Tage in Liverpool und hat dort, neben der in-
haltlichen Auseinandersetzung mit dem Programm 
der „Capital of Culture“ auch den Kontakt zu den 
englischen Gewerkschaftskolleg/innen aufgebaut. 
Nachmittags wurden in zwei Arbeitskreisen Ideen 
und Möglichkeiten eigener Projekte besprochen. 
Am konkretesten erscheint eine Plakatausstel-
lung zu den Ostermärschen um die auch die Frie-
densbewegung als Teil der Kultur in dieser Region 
zu würdigen.
Die Entwicklung und Einbringung unserer Ideen 
und Projekte ist wichtig, denn es zeichnet sich 
leider immer mehr ab, dass unsere große Be-
fürchtung, die Kulturhauptstadt 2010 könnte als 
Event für die „Elite“ verpuffen, nicht unberechtigt 

Besuch der Fraktion DIE LINKE in der Biogasanlage der AGR in Herten. Die Geruchsbelästigungen von 
der Biogasanlage waren immer wieder Gegenstand von Ärger bei den Anwohnerinnen und Anwohnern.



8

ist. Mit unseren Bemühungen, die Teilhabe für 
Menschen mit geringem Einkommen zu sichern, 
sind wir weitgehend ins Leere gelaufen. Der An-
trag, einen Kulturpass einzuführen, der im ganzen 
Ruhrgebiet zu einem vergünstigten Eintritt zu 
Veranstaltungen berechtigen soll, indem er die 
vorhandenen örtlichen Ermäßigungen bündelt, 
wurde von CDU, FDP, SPD und Grünen in der Ver-
bandsversammlung abgelehnt.

Kulturpass und Sozialticket abgelehnt

Das gleiche gilt für den Vorschlag, den Verkehrs-
verbund Rhein-Ruhr (VRR) aufzufordern, ein ko-
stengünstiges Sozialticket für den ÖPNV im Ruhr-
gebiet einzuführen. Ein entsprechender Antrag 
wurde von den anderen Fraktionen nicht unter-
stützt. Ein ermäßigtes Touristen-Tagesticket, das 
auch zu Eintrittsermäßigungen berechtigt, wird 
es dagegen geben. Es wird immer offenkundiger, 
dass die Kulturhauptstadt 2010 als Werbeveran-
staltung für die Region und die Ruhr-Konzerne 
gesehen wird. Wir werden weiterhin dagegen an-
gehen müssen.
Die Einführung von Sozialtickets ist ein Thema 
aller linker Fraktionen in den Städten und Kreista-
gen des Ruhrgebiets. Das Recht auf Mobilität ist 
ein Grundrecht. Fehlende Mobilität schränkt die 
Lebensqualität eines Menschen erheblich ein. Der 
im Regelsatz für Alg-II-Beziehr/innen vorgesehene 
Betrag für Mobilität ist viel zu niedrig angesetzt 
und auch Geringverdiener/innen können sich bei 
ständig steigenden Preisen im ÖPNV kaum noch 
eine Monatskarte erlauben.
Die linke Fraktion im RVR hat sich an den Veran-
staltungen des DGB in Bochum und Dortmund für 
ein Sozialticket beteiligt.

Umweltzone als Flickenteppich

Wir haben von Anfang an die Machbarkeitsstudie 
zur Luftreinhalteplanung und die Einführung einer 
Umweltzone Ruhr begrüßt. Immer wieder haben 
wir uns mit Pressemitteilungen für die Einführung 
einer großflächigen und zusammenhängenden 
Umweltzone stark gemacht.
Zwei Veranstaltungen haben wir zu diesem The-
ma organisiert. Die erste haben wir gemeinsam 
mit den Genossinnen und Genossen der Bochu-
mer Ratsfraktion organisiert. Unter dem Motto 
„Mobilität und Luftreinhaltung im Ruhrgebiet“ re-
ferierten und diskutierten Prof. Dr. Michael Schre-

ckenberg, einer der wichtigsten Verkehrsexperten 
in Deutschland und Ulrich Carow, der Bereichslei-
ter Umwelt beim RVR.
Eine weitere Veranstaltung zur Umweltzone gab 
es im Rahmen der Aktion „Fraktion vor Ort“, bei 
der die Bundestagsabgeordneten der LINKEN 
aus NRW das nördliche Ruhrgebiet besuchten. 
In Gladbeck saßen Wolfgang Freye, der Bundes-
tagsabgeordnete Paul Schäfer und Dr. Wolfgang 
Beckröge, der Experte des RVR für die Umweltzo-
nen auf dem Podium.
Zu Beginn der Diskussion um die Umweltzonen 
hat die Fraktion DIE LINKE im RVR eine fachlich 
fundierte Broschüre mit dem Titel „Die Umwelt-
zone Ruhr muss her“ herausgegeben. Im Febru-
ar 2008 haben wir eine gemeinsame Resolution 
mit SPD und Grünen auf den Weg gebracht, die 
an die Landsregierung appelliert, eine große und 
zusammenhängende Umweltzone im Ruhrgebiet 
einzurichten.
Dieser Appell verhallte leider ungehört. Unter dem 
Druck der Wirtschaft ist die Landesregierung ein-
geknickt und hat statt einer zusammenhängenden 
Umweltzone einen Flickenteppich geschaffen, der 
die mögliche Wirksamkeit der Umweltzone aushe-
belt. Für die Autolobby ein gefundenes Fressen, 
der ADAC hat unlängst ein Gutachten veröffent-
licht, das die Wirkungslosigkeit der Umweltzonen 
belegen soll und deren Abschaffung fordert.
Somit wird die Umweltzone Ruhr weiterhin Thema 
bleiben müssen, zumal es bisher nur darum ging, 
den Feinstaubwert zu verringern. Ab nächstem 
Jahr, wird es jedoch auch um den Stickstoffdio-
xidwert gehen, auch der unterliegt dann EU-Richt-
werten, die im Ruhrgebiet ständig überschritten 
werden.

Freizeitgesellschaften erhalten!

Jeder im Revier kennt sie: die Revierparks und die 
ihnen angeschlossenen Bäder. An allen ist der 
RVR beteiligt und somit hat er die Möglichkeit 
ihre zukünftige Entwicklung mitzugestalten. Die 
Revierparks sind in die Jahre gekommen, haben 
an Attraktivität verloren und es hat sich bei allen 
ein Sanierungsbedarf angestaut, der dringend ab-
gebaut werden muss. Doch die Revierparks sind 
nach wie vor und trotz dieser Probleme wichtig 
für die Region. Ihre soziale Bedeutung ist groß, sie 
stehen für den „Urlaub vor der Haustür.“ Gerade 
für Familien mit geringem Einkommen sind die 
Angebote der Revierparks und ihrer kombinierten 
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Frank Hont, Regionalsekretär der britischen 
Gewerkschaft im Öffentlichen Dienst, Unison 
North-West, berichtete bei der Konferenz zur 

Kulturhauptstadt 2010 über die Erfahrungen von 
Liverpool als Europäische Kulturhauptstadt 2008.
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Frei- und Hallenbäder oftmals einzige Alternative 
zur nicht zu bezahlenden Urlaubsreise.
Deshalb hat DIE LINKE die pauschale 10 %ige 
Kürzung der Haushaltsmittel für die Freizeitge-
sellschaften, die die Rot-Grüne Mehrheit im RVR 
seit Jahren durchgesetzt hat, stets abgelehnt. 
Den Haushaltsplänen, die diese Kürzungen vorsa-
hen, haben wir nicht zugestimmt. Die Revierparks 
brauchen nicht weniger Geld, sondern mehr um 
sie zukunftsfähig zu machen. Die Modernisierung 
muss vorangetrieben werden, Schließungen oder 
Reduzierungen von Wasserflächen lehnt DIE LIN-
KE ab.
Entgegen einem von der Verwaltung in Auftrag 
gegebenen Bädergutachten, das von uns scharf 
kritisiert wurde, ist inzwischen z.B. für den Re-
vierpark Nienhausen eine weitere Förderung be-
schlossen worden, gleichzeitig ein Konzept zum 
Umbau in ein Gesundheitszentrum. Das Bädergut-
achten hatte für den Revierpark Nienhausen die 
Schließung nahegelegt. Die Verbandsversamm-
lung hat einen Investitionsplan für die Revierparks 
beschlossen, der die nächsten Jahre sichert.

Andere Veranstaltungen

Die Fraktion DIE LINKE im RVR hat auch zu wei-
teren Fragen Veranstaltungen gemacht. Im er-
sten Jahr gab es einen Workshop zu Fragen der 
Strukturpolitik in der Region. Mit dem Bund für 
Umwelt- und Naturschutz (BUND) haben wir eine 
Informationsveranstaltung für linke Mandatsträ-
ger zum Thema Kohlekraftwerke organisiert. Hin-
tergrund war der gerade im Ruhrgebiet forcierte 
Aus- und Neubau von Kohlekraftwerken, den DIE 
LINKE ebenso ablehnt wie der BUND. 
Es gab ein Treffen der überörtlichen Mandats-
träger/innen in den Regionalräten, den Land-
schaftsverbänden und dem RVR. Auch unser 
Landtagsabgeordneter Rüdiger Sagel hat daran 
teilgenommen. Zu regelmäßigen Treffen, wie ange-
dacht, kam es auf Grund der Unterschiedlichkeit 
der Aufgaben der Regionalräte und Kommunal-
verbände jedoch nicht. Die Frage, ob solche Tref-
fen Sinn machen, muss erneut erörtert werden. 
Hauptthema des gemeinsamen Treffens war die 
Verwaltungsstrukturreform der Schwarz-Gelben 
Landesregierung. In der vorgelegten Form lehnen 
wir sie ab, da sie undemokratische Strukturen för-
dert. DIE LINKE fordert dagegen eine Demokra-
tisierung aller Ebenen, wie z. B. eine Direktwahl 
der Verbandsversammlung und des/der Regional-

direktor/in. Ansonsten gibt es unterschiedliche 
Auffassungen dazu in der Partei DIE LINKE, die im 
Zuge der Diskussion um die Landespolitik aufge-
arbeitet werden müssen.
Die Fraktion DIE LINKE im RVR hat sich gegen die 
im Kreis Wesel und der Stadt Hagen diskutierten 
Austritte aus dem Verband (hierzu war eine Zwei-
Drittel-Mehrheit von Kreistag bzw. Rat nötig) aus-
gesprochen. In Moers gab es hierzu eine Veran-
staltung, zu der die Fraktion eingeladen war.
Gegen den Verkauf der LEG haben wir gemeinsam 
mit der SPD und den Grünen eine Resolution der 
VV erwirkt. Die Fraktion DIE LINKE im RVR hat 
sich teilweise an den Gegenaktivitäten beteiligt.
Kleinere, für Mitglieder in den Kreisverbänden 
bestimmte Veranstaltungen wurden zu den The-
men RFNP (regionaler Flächennutzungsplan) 
organisiert. Zu dieser Frage haben wir uns auch 
um eine Kooperation mit den Ratsfraktionen vor 
Ort bemüht. Diese Zusammenarbeit muss in der 
nächsten Legislaturperiode dringend ausgebaut 
werden.

Weitere Anträge und 
Öffentlichkeitsarbeit

Insgesamt haben wir in der jetzt ablaufenden 
Wahlperiode 83 Pressemitteilungen veröffent-
licht und damit über unsere Arbeit berichtet. In 
Ausschüssen und Verbandsversammlung haben 
wir 30 Anträge gestellt. Bedenkt man, dass in der 
Wahlperiode 20 Verbandsversammlungen statt-
fanden – sie sind vierteljährlich – ist dies eine 
ganze Menge. Gute Kontakte haben wir zu den 
DGB-Vertretern, die beratende Mitglieder der Ver-
bandsversammlung sind.
Den zwei umfangreiche Broschüren zur Kultur-
hauptstadt und Umweltzone wird demnächst noch 
eine dritte folgen (wieder zur Kulturhauptstadt) 
wird in Kürze folgen. Wir haben große, offene Ver-
anstaltungen zum Thema Kulturhauptstadt und 
Umweltzone organisiert.
Den größten und nachhaltigsten Erfolg hat die 
Fraktion vielleicht am 20.2. 2006 erzielt. Die 
Verbandsversammlung hat an diesem Tag auf un-
seren Antrag beschlossen, dass die Ausbildungs-
quote im Verband auf 7 % festzusetzen.
Zur Nokia-Schließung haben wir vor dem Hinter-
grund der öffentlichen Diskussion und des Pro-
testes der Belegschaft eine Solidaritätsresolution 
initiiert, die schließlich mit breiter Mehrheit ange-
nommen wurde.
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Der Planungsausschuss hat bisher 19-mal 
getagt und als „vorberatender Ausschuss“ die 
Projekte diskutiert, zu denen der RVR als Träger 
öffentlicher Belange Stellungnahmen abzugeben 
hat oder die vom RVR direkt planerisch bearbeitet 
und dann auch umgesetzt werden. Ergebnisse der 
Beratungen waren Beschluss-Empfehlungen an 
die Verbandsversammlung.
Die wichtigsten davon sind: Die Bildung von Pla-
nungsgemeinschaften (z.B. für den regionalen 
Flächen-Nutzungs-Plan der sechs Großstädte im 
mittleren Ruhrgebiet), Änderungen in den Regi-
onalplanwerken (Gebietsentwicklungsplan, Ge-
samtverkehrsplanung NRW), Rekultivierungspro-
jekte in Abgrabungsgebieten (zuletzt auf unsere 
Nachfrage hin die Initiative zur Einführung einer 
„Kiesabgabe“), einzelne Projekte im Emscher 
Landschaftspark, Fragen der Vorbereitung auf 
die Übernahme der Regionalplanung mit dem 

„Masterplan Raum- und Siedlungsstruktur“, 
Maßnahmen zur Verbesserung der planerischen 
Dienstleistungen des RVR (AGIS), Machbarkeits-
studie zur Luftreinhalteplanung, Projekte zur regi-
onalen Freizeitkultur (z.B. Tourismusangebote wie 
Fahrradsommer oder Ausbaumaßnahmen in den 
Revierparks), zuletzt Vorlage eines Entwicklungs- 
und Pflegekonzeptes für das regionale Radwege-
system von über 700 km Länge, Aktivitäten der 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft metropoleruhr 
(wmr) und der Arbeitsgemeinschaft Neues Em-
schertal (RVR und Emschergenossenschaft).

Der Betriebsausschuss Route der Industrie-
kultur ist der jüngste Ausschuss und hängt mit 
der Übernahme der Pflege- und Entwicklungs-
kosten des Landes für die sieben wichtigsten 
Ankerpunkte der Industriekultur verbunden: 
Landschaftspark Duisburg Nord, Gasometer Ober-

Aus den Ausschüssen – 
Berichte der Ausschussmitglieder

Die Fraktion DIE LINKE im RVR hat in der Verbands-
versammlung eine breit getragene Resolution ge-
gen die Schließung des Nokia-Werkes Bochum ini-

tiiert. Bei Demonstrationen war sie oft dabei.
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hausen, Zeche Zollverein, Kokerei Zollverein, Ko-
kerei Hansa, Jahrhunderthalle Bochum. Der sieb-
te ist der Nordsternpark Gelsenkirchen, der aber 
über den Umweltausschuss behandelt wird, da es 
hier „nur“ um die Pflege des Parks geht und nicht 
um bauliche Objekte. Dafür wurde aus Gründen 
der haushalterischen Trennung die eigenbetrieb-
sähnliche Einrichtung „Route der Industriekultur“ 
gegründet, deren Kontrolle durch den Ausschuss 
erfolgen soll. Es handelt sich dabei um ein jähr-
liches Finanzvolumen von knapp 6 Mio € (davon 
3,6 aus Landesmitteln). Hinzu kommen die RVR 
eigenen Aktivitäten als gesetzlich Hauptverant-
wortlicher für die Entwicklung und Pflege dieser 
touristischen Attraktion im Emscher Landschafts-
park. (z. B. die Beschilderung, der Druck von Bro-
schüren, Präsentationen des Gesamtprojektes in 
Medien.

Der Betriebsausschuss der eigenbetrieb-
sähnlichen Einrichtung RVR Ruhr-Grün ist das 
Kernstück des RVR in Bezug auf die Freiflächen-
sicherung, -gestaltung und -aufwertung sowohl 
in Belangen des Umweltschutzes, als auch der 
Naherholung. Als Eigentümer von rund 16.500 
ha Grundflächen, davon ca. 13.200 Wald, hat der 
RVR eine herausragende Stellung und damit eine 
ebenso große Verantwortung für Umwelt und Er-
holung in der Region.
Um dieser Verantwortung gerecht zu werden, 
baut RVR Ruhr-Grün die ehemaligen Industrie-
wälder Zug um Zug zu ökologisch wertvolleren 
Laubmischwäldern um. Im Rahmen des Wieder-
bewaldungskonzeptes nach dem Sturm Kyrill 
wurden 2008 75 ha mit über 270.000 Pflanzen 
aufgeforstet.
Durch Verbesserung der Infrastruktur für die Nah-
erholung wird neben der Qualitätssteigerung für 
die Menschen im Ruhrgebiet auch eine Verbesse-
rung der Situation für Fauna und Flora erreicht, 
da die Verbesserung des Naherholungsangebotes 
eine Lenkungswirkung auf die Menschen bewirkt.
Die Gesamtaufwendungen für Projekte der Frei-
flächengestaltung, des Emscher Landschafts-
parks und im Forstbereich betrugen 2008 über 
26 Mio.€. Durch das Einwerben von Fördermit-
teln konnte der Eigenanteil des RVR auf knapp 4,5 
Mio. € begrenzt werden.
DIE LINKE im RVR konnte sich erfolgreich dafür 
einsetzen, dass RVR Ruhr-Grün über den eigenen 
Bedarf ausbildet, dass RVR Ruhr-Grün völlig auf 
„Ein-Euro-Jobs“ verzichtet und dass bei der Aus-

gestaltung der Projekte die Barriererfreiheit be-
achtet wird.

Im Ausschuss für Kultur und Sport war die Kul-
turhauptstadt eins der Hauptthemen, auch wenn 
sich nach Gründung der Ruhr2010 GmbH durch 
das Land NRW, die Stadt Essen, dem von den 
Ruhrgebietskonzernen getragenen Initiativkreis 
Ruhr und dem RVR die Diskussionen in den Auf-
sichtsrat verlagert haben. Wir waren dafür einge-
treten, den kleinen Parteien Sitze mit beratender 
Stimme im Aufsichtsrat einzuräumen, konnten 
uns damit aber nicht durchsetzen.
Zweites Hauptthema war die Entwicklung eines 
Masterplans Kultur Ruhr für die Zeit nach 2010. 
Der Plan ist mit viel Aufwand in einem breit ange-
legten Arbeitskreis erarbeitet worden, an dem wir 
uns beteiligt haben. Der Masterplan gibt Impulse 
für eine Kooperation der Theater und anderen Kul-
tur-Einrichtungen im Ruhrgebiet, spricht sich aber 
auch z.B. für die Förderung von Kleinkunst und die 
Einrichtung einer PopAkademie aus.
In den Kulturausschuss wurde von uns die Dis-
kussion um einen Kulturpass eingebracht. Bei der 
Sportförderung haben wir uns für die Entwicklung 
von Förderkriterien für regionale Sportereignisse 
ausgesprochen.

Folgende Schwerpunkte hat der Umweltaus-
schuss: Haushaltsangelegenheiten für den Fach-
bereich Freiraumsicherung und Freiraumentwick-
lung; Masterplan „Saubere Luft im Ruhrgebiet“; 
Lärmminderungspläne im Ruhrgebiet; Ökolo-
gieprogramm „Emscher-Lippe“; Biologische Stati-
onen im Ruhrgebiet; Radwegeprogramm des RVR; 
Reitwegeprogramm des RVR; Holz als Energieträ-
ger; Barrierefreies Verbandsgebäude; Grunder-
werbsmaßnahmen mit Beratung und Beschluss; 
Grunderwerbsmaßnahmen kleineren Umfangs zur 
Kenntnisnahme.
Die Arbeit des Umweltausschusses war in weiten 
Teilen über die Parteigrenzen hinweg unproblema-
tisch, da es sich zu einem Großteil um Berichte 
und Vorlagen zur Kenntnisnahme handelt. Aber 
auch bei vielen Beschlussvorlagen verliefen die 
Abstimmungen einstimmig.

Kontrovers behandelt wurden vornehmlich fol-
gende Angelegenheiten:
•Masterplan „Saubere Luft im Ruhrgebiet“ (Um-
weltzonen). Seitens der Verwaltung wurde gute 
Arbeit geleistet, die in der Folge von den Vertre-



13

tern der Wirtschaftsverbände vehement bekämpft 
wurde. Aber auch das Zuständigkeitsgerangel 
zwischen den drei verantwortlichen Regierungs-
präsidenten sowie der entscheidungs- und durch-
setzungsschwache Umweltminister Uhlenberg 
tragen Verantwortung für die Zerstückelung und 
Kleinräumigkeit der umgesetzten Umweltzonen.
• Zusammenlegung der biologischen Stationen. 
Wir sprachen uns vehement gegen die Zusam-
menlegung aus und erfuhren eine engagierte Un-
terstützung durch den Vertreter der Naturschutz-
verbände Prof. Dr. Finke.
• Gentechnikfreie Region Ruhrgebiet. SPD und 
Bündnis 90 / Die Grünen haben einen gemein-
samen Antrag gestellt, der die bisherigen Päch-
ter auf den landwirtschaftlichen Nutzflächen zu 
einem freiwilligen und künftige Pächter zu einem 
verbindlichen Verzicht auf den Anbau gentech-
nisch veränderter Produkte gewinnen sollte. 
Doch der Antragstext war so verfasst, dass er kei-
ne wirkliche Verbindlichkeit enthielt. Wir stellten 
einen Ergänzungsantrag, der jedoch mehrheitlich 
abgelehnt wurde. Nach eingehender, teils sach-

licher, teils verbissener Diskussion gelang es, den 
Beschlusstext doch noch mit einem verbindlichen 
Verzicht zu verabschieden.

Ein zentraler Streitpunkt im Wirtschaftsaus-
schuss waren die Bildung der Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft Metropole und die Finanzierung 
der Freizeitgesellschaften. Unsere Positionen sind 
oben beschrieben. Durchgesetzt hat die Fraktion 
DIE LINKE im RVR, dass dem Ausschuss einmal 
im Jahr ein ausführlicher Bericht über die Entwick-
lung der Ausbildungsplätze beim RVR und seinen 
Beteiligungsgesellschaften vorgelegt wird. Eine 
Ausbildungsquote von 6 – 7 % wird in jedem Jahr 
erreicht, in Höhe der Forderung des DGB.
Eine Vertretung des RVR bei der EU, die Verbin-
dungen schaffen und Fördermittel erschließen 
soll, war lange geplant. Der Verband hat diese 
Absicht inzwischen vor allem aus finanziellen 
Gründen aufgegeben. Soweit der Verband oder 
Kommunen im Verbandsgebiet Fachwissen zum 
Förderrecht benötigen, soll dies über die Verwal-
tung abgedeckt werden.

Eine flächendeckende Umweltzone ist im Ruhrgebiet dringend nötig.



14

Der Regionalverband Ruhr 
(RVR) mit Sitz in Essen 
ist der älteste deutsche 

Kommunalverband. Er versteht 
sich selbst als modernes Dienst-
leistungsunternehmen für die rd. 
5,4 Millionen Menschen im Ruhrgebiet. Mit 350 
Beschäftigten nimmt der Verband schwerpunkt-
mäßig Aufgaben im Bereich der Erstellung von 
Masterplänen, des Emscher Landschaftspark 
und der Route der Industriekultur, die Sicherung 
und Weiterentwicklung von Grünflächen, der re-
gionalen Wirtschaftsförderung, des regionalen 
Standortmarketings, der regionalen Tourismus-
förderung, der Öffentlichkeitsarbeit für das 
Verbandsgebiet sowie der Raumbeobachtung 
wahr. 

Hinzu kommt ab Oktober 2009 die Regionalpla-
nung. Somit kann der Verband zukünftig selbst 
die Planung für das Verbandsgebiet überneh-
men. Grundlage für den RVR ist das Gesetz 
über den Regionalverband Ruhr, das über die 
Website des Verbandes (www.rvr-online.de) 
abgerufen werden kann. Im Gesetz über den 
Regionalverband Ruhr sind sowohl Bildung und 
Befugnisse der Organe des Regionalverbandes 
Ruhr, der Verbandsversammlung, des Verbands-
ausschusses und des Regionaldirektors als auch 

deren Aufgaben und Pflichten ge-
regelt.
Die politische Willensbildung der 
Region erfolgt in der Verbands-
versammlung, dem Verbandsaus-
schuss und in den Fachausschüs-

sen. Auch in der Führung des RVR drückt sich 
das Miteinander der Kommunen und Kreise im 
Ruhrgebiet aus. In der Verbandsversammlung, 
dem „Ruhrparlament“, vertreten die Reprä-
sentanten der 15 Mitgliedskörperschaften des 
RVR (11 kreisfreie Städte und 4 Landkreise) die 
Interessen des Ruhrgebietes. Sie werden von 
den jeweiligen Räten/Kreistagen der Mitglieds-
körperschaften bzw. über eine Reserveliste 
gewählt. Darüber hinaus sind die 15 Oberbür-
germeister und Landräte seit dem 01. Oktober 
2004 geborene stimmberechtigte Mitglieder der 
Verbandsversammlung. 
Der Verbandsausschuss bereitet die Beschlüsse 
der Verbandsversammlung vor und entscheidet 
in eigener Zuständigkeit über Angelegenheiten 
von besonderer Bedeutung. Die Fachausschüsse 
bearbeiten die wichtigsten Aufgabenstellungen 
des Regionalverbandes Ruhr und beraten die 
Beschlüsse des Verbandsausschusses bzw. der 
Verbandsversammlung vor. 
Die internen Leitungsaufgaben werden vom Re-
gionaldirektor wahrgenommen.

Aufgaben des Regionalverbandes Ruhr
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Grohé, Tomas; Gelsenkirchen. 
60 Jahre. Mitglied der Verbands-
versammlung und des Planungs-
ausschusses. 

Karl Krämer, Stellv. Mitglied im 
Planungsausschuss

Ohne Bild: Gudrun Erfurt, Stellv. Mitglied im Kulturausschuss

Wolf Stammnitz, Stellv. Mitglied 
im Wirtschaftsausschuss

Faber, Anja; Dortmund. 42 Jahre. 
Mitglied im Rechnungsprüfungs-
ausschuss

Freye, Wolfgang; Essen. 54 
Jahre. Fraktionsvorsitzender, 
Mitglied der Verbandsversamm-
lung und des Wirtschaftsaus-
schusses. 

Gabriel, Udo; Selm, Kreis Unna. 
53 Jahre. Mitglied im Umwelt-
ausschuss, stellvertretendes 
Mitglied im Betriebsausschuss 
RVR Ruhr Grün

Hooymann, Dirk; Moers, Kreis 
Wesel. 46 Jahre. Mitglied im 
Betriebsausschuss RVR Ruhr 
Grün, stellvertretendes Mitglied 
im Umweltausschuss

Klute, Jürgen; Herne. 56 Jahre. 
Mitglied im Kultur- und Sport-
ausschuss

Markus Renner, Geschäftsführer 
der Fraktion 



Die Umweltzone
RUHR
muss her !

Kulturhauptstadt
2010 

Ein Jahr nur für die „Elite“
oder Entwicklungschance
für die gesamte Region?

Dokumentation des Workshops der Fraktion 
DIE LINKE. im RVR am 10. März 2007 – 
Kulturpolitische Positionen und Forderungen 
der Fraktion DIE LINKE. im RVR

Broschüren der Fraktion DIE LINKE im RVR:


